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dem Senat dargelegt, daß der Lehrplan für die 2. Klasse 
sechs Stunden Verkehrserziehung und die Behandlung 
von zwei Geschichten zum Straßenverkehr vorsieht. 
Durchgeführt wurden aber 14 Stunden. Die Schüler 
hatten außerdem ein einstündiges Gespräch mit dem 
Abschnittsbevollmächtigten der Deutschen Volkspolizei 
und haben ein Verkehrsbuch durchgenommen. Im zwei­
ten Schuljahr fanden sieben Belehrungen der Schüler 
statt, u. a. auch über das Verhalten im Straßenverkehr. 
Der Junge hatte im Heimatkundeunterricht, zu dem 
diese Unterweisungen gehören, die Note „gut“. In der
3. Klasse hatten die Schüler bis zu den Herbstferien 
zwei Stunden Verkehrsunterricht; darüber haben sie 
eine Niederschrift angefertigt, für die der Junge die 
Note „befriedigend“ erhielt. Am 8. Oktober 1970, fünf 
Tage vor dem Unfall, fand eine Verkehrsbelehrung für 
die Schüler seiner Klasse statt, an der er teilgenommen 
hat
Diese ausführliche Verkehrserziehung in der Schule 
konnten die Verklagten — entgegen der Auffassung des 
Kreisgerichts — bei der Überlegung, ob sie ihren Jun­
gen am Straßenverkehr teilnehmen lassen, durchaus 
berücksichtigen.
Im übrigen war bei den gegebenen örtlichen Verhält­
nissen die Überlassung eines Fahrrads an den Jungen 
auch nicht besonders riskant Nach den Bekundungen 
der Lehrerin ist in B. die Benutzung von Fahrrädern 
durch Schüler im Alter des Jungen der Verklagten für 
den Schulweg durchaus nicht ungewöhnlich. Hinzu 
kommt, daß der Junge seit seinem vierten Lebensjahr 
Fahrrad fährt. Er benutzt es täglich, ohne daß es bis­
her Beanstandungen gegeben hätte. Seine Mutter, die 
eine Fahrerlaubnis besitzt, hat ihn auch häufig mit dem 
Fahrrad begleitet und auf Gefahrenquellen aufmerksam 
gemacht
Unter diesen Umständen kann von den Verklagten 
nicht verlangt werden, daß sie während der Herbst­
ferien ihrem Sohn hätten verbieten müssen, das Fahr­
rad unbeaufsichtigt zu benutzen. Sie haben vielmehr 
ihrer Aufsichtspflicht gegenüber ihrem Sohn ausreichend 
genügt, so daß eine Ersatzpflicht der Verklagten gegen­
über der Klägerin nicht gegeben ist

Neuerscheinung im Verlag Tribüne

Dr, Gerhard Kirmse/Dr. Gerhard Kirschner/Walter Rudelt:

Die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlichkeit des 
Werktätigen
(Eine Erläuterung der Schadenersatzpflicht des Werktätigen 
nach den §§ 112 ff. des Gesetzbuches der Arbeit der DDR)
Schriftenreihe über Arbeitsrecht, Heft 18.

Auf einem Teilgebiet der rechtlichen Maßnahmen zum Schutze des 
sozialistischen Eigentums, der arbeitsrechtlichen materiellen Verant­
wortlichkeit der Werktätigen, sind in dieser Arbeit Erkenntnisse und 
Erfahrungen zusammengetragen, systematisiert und kritisch verwertet 
worden, die es den Gewerkschaftsfunktionären aller Ebenen, den 
Mitgliedern der Rechtskommissionen und Prozeßvertretern erleichtern 
sollen, Aufgaben der Interessenvertretung wahrzunehmen. Darum geht 
es letztlich ja immer, gleichviel ob Schäden vorgebeugt oder ein 
Werktätiger materiell verantwortlich gemacht werden soll.
Die Arbeit möchte auch die Tätigkeit der Wirtschaftsfunktionäre in 
den Betrieben, der Leiter von Staats- und Wirtschaftsorganen zum 
Schutze des sozialistischen Eigentums und bei der differenzierten An­
wendung der arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit der 
Werktätigen unterstützen. Viele Ratschläge resultieren aus den prak­
tischen Erfahrungen, die in Betrieben gesammelt und zur Nutzanwen­
dung verallgemeinert wurden.
Den Konfliktkommissionen, den Schöffen, den Richtern und Staats­
anwälten, den Justitiaren und allen interessierten Werktätigen soll 
die Arbeit ebenfalls nützlich sein. Sie ist zwar nicht vorrangig zur 
Bereicherung der Theorie der arbeitsrechtlichen materiellen Verant­
wortlichkeit der Werktätigen geschrieben worden, verzichtet aber nicht 
auf die Vermittlung der theoretischen Grundlagen. Die Richtlinie 
Nr. 29 und die umfangreiche Rechtsprechung des Obersten Gerichts 
wurden gründlich ausgewertet.
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